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Thema: 

Windparkprojekt in Stammersdorf/Bisamberg 

Auskunftsstelle: 

Umweltschutz (MA 22) 

Magistratsdirektion 

Geschäftsbereich Bauten und Technik 

Monat der Auskunft: 

April 2026 

Im Folgenden sind die gegenständlichen Fragen – diese werden genauso zitiert, wie sie tatsächlich 

gestellt wurden – und die erteilten Auskünfte übersichtlich aufgegliedert: 

Frage 1 bis 3: 1. Laut Informationen von betroffenen Anrainern plant die Firma WEB offenbar 4 

Windräder am nördlichen Wiener Stadtrand im Bereich Stammersdorf beim Bisam-

berg. Ist die Stadt Wien dazu schon offiziell informiert bzw. gab es dazu schon Vorge-

spräche? Gibt es von der Stadt Wien zu diesem Projekt schon eine klare Position?  

  

 2. Offenbar liegen die beabsichtigten Standorte im bzw. am Rande des Natura-2000-

Gebietes, jedenfalls im Landschaftsschutzgebiet bzw. nebst den historischen Schan-

zen (Naturdenkmäler). Laut Wissenschaftern wurden dort 2023 ca. 100 Vogelarten 

bzw. auch geschützte Ziesel entdeckt. Kann dieses Areal dennoch ein Gebiet für rund 

200 Meter hohe Windräder sein oder ist das per se schon eine Ausschlusszone? 

  

 3. Wie ist der allgemeine Behördenweg bei der Genehmigung von Windrädern in 

Wien? Via MA 64/MA 22? Ist zB eine UVP verpflichtend? Und gibt es – wie in anderen 

Bundesländern/Gemeinden – so etwas wie ein verpflichtendes Prozedere bei der Ein-

bindung der Bürger mit etwaigem Bürgervotum? 

Für das angeführte Windkraftprojekt der WEB liegen uns keine Informationen und 

kein Bewilligungsantrag vor. Naturschutzrechtlich gilt: Windkraftprojekte, von denen 

Schutzgebiete und geschützte Arten betroffen sind, sind jedenfalls anhand der Vor-

gaben des Wiener Naturschutzgesetzes zu prüfen. In Naturschutzverfahren hat die 

Wiener Umweltanwaltschaft Parteistellung und es bestehen auch Beschwerderechte 

für anerkannte Umweltorganisationen.  
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Allgemein kann eine Windkraftanlage einer Einzelfallprüfungspflicht bzw. einer UVP-

Pflicht unterliegen, falls die jeweiligen in Anhang 1 UVP-G 2000 angeführten Schwel-

lenwerte (Leistung und Anzahl der Windräder) erreicht oder überschritten werden. 

Sollte eine UVP-Pflicht bestehen, ist ein Verfahren, bei dem alle Genehmigungen zu 

erteilen sind, unter Beteiligung der Öffentlichkeit und Einbeziehung der betroffenen 

Anrainer*innen durchzuführen.  




